„Das weſtpreußiſche Handwerk“ erſcheint einmal 
wöchentlich. Bezugspreis vierteljährl. 1,25 Mk., 
mit Beſtellgeld 1,37 Mk. Beſtellungen nehmen 
fämtliche Poſtanſtalten und Briefträger entgegen. | 


1 Im Anzeigenteil koſtet die viergeſpalt. Pelitzeile 

25 Pf., von Innungen u. Genoſſenſchaften 20 Pf. 
Aufträge nimmt der Verlag Königl. Wpr. Hofbuch⸗ 

druckerei Fritz Kanter, Marienwerder, entgegen. | 


. c —jçꝙ—ð＋2é: 


dagen 


Bejellenprüfuugen finden in der Zeit vom 1.— 15. 
Januar, 1.— 15. April, 1.— 15. Juli u. 1.— 15. Oktober 
jeden Jahres ſtatt. 


Die infolge der Anmeldung bei dem Vor⸗ 
ſitzenden des zuſtändigen Geſellenprüfungsaus⸗ 
ſchuſſes anberaumten Prüfungstermine ſind von dieſen 
bis ſpäteſtens 23. Dezember, 23. März, 23. Juni und 
23. September dem betreffenden Abteilungsvorſitzenden 
der Handwerkskammer unter Angabe von Zeit und Ort 
einzureichen Zulaſſungsgeſuche, welche nach dieſem Zeit⸗ 
punkt eingehen, werden nicht berückſichtigt. 


Abttilungsvorſitzende der Handwerkskammer ſind: 


1. Photograph Heinrich Gerdom in Thorn (umfaſſend 
den Stadt⸗ und Landkreis Thorn und die Land: 
kreiſe Brieſen, Strasburg und Löbau. 


2. Friſeurmeiſter A. Sommerfeld in Graudenz (umfaſſend 
den Stadt⸗ und Landkreis Graudenz und die Land⸗ 
kreiſe Schwetz und Culm. 


3. Schmiedemeiſter Greiſenhahn in Biſchofswerder (um⸗ 
faſſend die Landkreiſe Marienwerder, Roſenberg 
und Stuhm). 


4. Schornſteinſegermeiſter Mieth in Schlochau (umfaſſend 
die Landhreiſe Konitz, Schlochau und Tuchel). 

5. Fleiſchermeiſter Köpp in Flatow für die Abteilung 
Dt. Krone (umfaſſend die Landkreiſe Dt. Krone 
und Flatow) 

Bei jeder Zwangsinnung beſteht ein Prüfungs⸗ 
ausſchuß, bei einer freien Innung nur dann wenn 
fie zur Abnahme von Belellenprüfungen durch die 
Handwerkskammer ermächtigt iſt. 


Wegen der Zuſtändigkeit der Prüfungsausſchüſſe 
wende man ſich in Zweifelsfällen geradenwegs 
rechtzeitig an die Handwerkskammer, welche 
auch in allen anderen Prüfungsangelegenheiten jederzeit 
bereitwilligſt Auskunft gibt. Dies gilt insbeſondere 
für Lehrlinge (bezw. deren geſetzlicher Vertreter) von 
Nichtinnungsmitgliedern. 


Die Handwerkskammer zu Graudenz. 


Emil Hache, Voxſitzender 
2 


Graudenz, Sonnabend, den 8. September 


— — — — — ne] 


J. 1 1917. 


—— — — 


—— 


Lehrlinge dürfen von dem Beſuche der Fort⸗ 
bildungsſchule auch nicht wegen Inanſpruchnahme 
im Geſchäftsbetriebe des Lehrherrn zurückgehalten 
werden. 
(Urteil des pr, Kammergerichts, Strafſenat 
vom 13. Februar 1917.) 

In dem Urteile der Strafkammer wird ausgeführt: 
„Das Berufungsgericht ſei aus verſchiedenen, vorher be⸗ 
nannten Umſtänden zu der Ueberze agung gelangt, daß ob⸗ 
jektiv ein dringendes Bedürfnis, in den hier fraglichen 
Monaten April bis Ende Juni 1916 den Lehrling N. 
vom Beſuche der Fortbildungsſchule fernzuhaltem, vorhan⸗ 
den geweſen ſei und daß ſubjektiv dem Angeklagten weder 
ein Borſatz, das Ortsſtatut für die ſtädtiſche Fortbildungs— 
ſchule in B. nicht zu beachten, noch 5 geringſter Grad 
r Fahrlä ige in dieſer Richtung nachzuweiſen ſei. Das 
Berufungsgericht ſei aneh zu der Ueberzeugung gelangt, 
daß die durch den Kriegszuſtand geſchaffenen Verhältuaſſe 
in dem Geſchä ifte des Aggellagt ten die fortgeſetzte An⸗ 
weſen“eit des Lehrlings N. daſelbſt in der fraglichen Zeit 
unbedingt notwendig gemacht haben.“ 

Mit dieſen Ausführungen hat die Straflammer den 
inneren Tatbeſtand einer Zuwiderhandlung gegen die 
Ss § 120, 160 4 GewO. in Verbindung mit dem Orts⸗ 
atut vom 26. März 1913 verneint, mithin angenommen, 
daß der Angeklagte, als er ſeinen fortbildungsſchulpflich⸗ 
tigen und von der Verpflichtung zum Schulbeſuche nicht 
befreiten Lehrling N. vom Beſuche der Fortbildung igs ziehe 
an verſchiedenen Tagen im April, Mai und Juni 1916 
zurückhielt, nicht ſchildhaft gehandelt habe. Nun iſt aber 
nach der ſtändigen Rechtſprechung des Kammergericht (val. 
die Urteile vom 26. September 1907 und vom 21. Au⸗ 
guſ: 1914 im Gewerbearchiv für das Deurſche Reich 
Bd. 7 S. 294 ff. und Bd. 14 S. 319) der Lehrling 
dem Gewerbetreibenden zur Ausbildung anvertraut und 
nicht alben Gehilfe. 

Der Lehrherr verletzt die ihm obliegende Pflicht, für 
die Ausbildung des Lehrlings zu ſorgen und ihn zum 
Beſuche der Fortbildungsſchule balken (8 S 127 und 
139 i Gew.), unter allen Umſtänden dann, wenn er den 
Lehrling ohne Erlaubnis deshalb vom Beſuche der Fort⸗ 
Bildungsſchule zurückhält, weil er ihn in ſeinem gewerb⸗ 
ſichen Betriebe notwendig gebraucht. Im vorliegenden 
Falle hat der Angeklagte nach den Feſtſtellungen der Straf⸗ 
kammer ſeinen Lehrling N. lediglich aus dieſem Grunde 
vom Beſuche der Fortbildungsſchule zurückgehalten. Der 


Angeklagte hat daher die ihm nach S8 76 Mi. 4 HGB. 
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Freiſprechung 
aufrecht erhalten 
nichts, daß der 
ohne Verſchulden des 
ſeinen 


GewO. obliegenden Pflich⸗ 
beruht auf Rechtsirrtum 
werden. Daran ändert 
Angeklagte, wie die 
irrigen Glau⸗ 
Lehrling angeſichts der not⸗ 
3 betriebe zum Fort⸗ 

enden. Denn dieſer Irr⸗ 
olcher über die in $ S 120 
zew o enthaltenen Strafbe⸗ 
leine Straffreiheit. 


und 88 
ten verletzt. > 
und konnte nicht 
auch der Umſtand 
Strafkammer meint, 
bens war, er brauche 
wendigen Avbeiten in ſeinem 
bildungsſchulunterrichte nicht z 
tum des Angeklagten iſt ein ſole 
127, 139 i, 150 4, 148 9 € 
ſtimmungen, begründet ſonach 


Bekanntmachung des Reichskommiſſars für Faß⸗ 
bewirtſchaftung zur Ausführung der Bekannt⸗ 


machung des Reichskanzlers über die Beſchlag⸗ 


nahme von Fäſſern vom 28. Juni 1917 
(RGBl. S. 577 ff.). 

der $ § 1 Abi. 2, 8 der Belannt- 

anzlers über die Beſchlagnahme von 


1917 R. G. Bl. S. 577 ff. — 


Auf Grund 
machung des Reichsk 
Fäſſern vom 28. Juni 
wird beſtimmt: 

J. Geltungsbereich der Bekanntmachung. 
Bekanntmachung werden alle Fäſſer, Kübel 
Gebinde betroffen, welche nicht durch 


Von der 


Bottiche und ähnliche 


§ 6 der Bekanntmachung oder durch eine vom Reichs⸗ 
kommiſſar für Faßbewirtſchaftung auf Grund des § 8 er— 
laſſene Anordnung ausgenommen ſind. Soweit nicht im 
einzelnen ein anderes bemerkt iſt, kommt es auf die zur 


’ 
ebenſowenig an wie  bar- 
gefüllt oder ent⸗ 


Herſtellung verwendeten Stoffe 
auf, ob die Fäſſer neu oder gebraucht, 
leert ſind. 

Von der Bekanntmachung werden nicht betroffen und 

ſind daher weder anzumelden noch beſchlagnahmt: 
1. nach § 6 der Bekanntmachung: 

a) Ungebrauchte Fäſſer, Kübel, Bottiche und ähnliche 
Gebinde, ſolauge ſie ſich im Gewahrſam von Her— 
ſtellern befinden. 

Unter Herſtellern im Sinne dieſer Vorſchrift ſind 
Faßfabrikanten, Böttcher, Küfer, Schäffler zu ver⸗ 
ſtehen, die zum Zwecke des Abſatzes oder des 
Verleihens auf eigene Rechnung Fäſſer uſw. her⸗ 
ſtellen. Die in Nebenbetrieben anderer 
hergeſtellten Fäſſer uſw. werden von der 


Marne 
Betriebe 


Bekannt⸗ 


machung betroffen, ſind anzumelden und unter 
liegen an ſich im Rahmen der SS 2 und 5 der 
Bekanntmachung der Beſchlagnahme. Auf Grund 


des § 8 der Bekanntmachung wird jedoch am- 
geordnet, daß die Wirkung der Beſchlagnahme der 
in ſolchen Nebenbetrieben hergeſtellten Fäſſer uſw. 
vorläufig ruht. 

Gebrauchte und ungebrauchte 
Bottiche und ähnliche Gebinde, die 


= 
— 


Fäſſer, Kübel, 
von den Heeres⸗ 
Marineverwaltung, den Reiche 


verwaltungen, der chs 
oder Staatsbehörden für ihren Bedarf in An⸗ 


ſpruch genommen find. Hierunter fallen diejegigen 


Fäſſer uſw., die die genannten Verwaltungen und 
Behörden in ihrem Gewahrſam haben oder in 
ſonſtiger Weiſe beanſpruchen. Die Inanſpruch⸗ 


nahme muß jedoch eine 
es muß nachweisbar 


unmitelbare ſein, d. h. 
feſtſtehen, daß die Heeres⸗ 


verwaltungen, die Marineverwaltung, die Reichs 
oder Staarsbehörden für ihre Zwecke über die 
Fäſſer uſw. ſelbſt ein Verfügungsrecht erlangen 


wollen. 


e 


liche Gebinde 


die ſich aus ſelbſtändigen Geſellſchaften, 
einen zuſammenſetzen. 
meldepflichtig, 


. Auf Grund 


Gemeinden und Kommunalverbäade 
dieſe Ausnahmeſtellung nicht. 
Gebrauchte und ungebrauchte Fäſſer, Kübel, Bottiche 


genießen 


oder ähnliche Gebinde, die in Haushaltungen be⸗ 
nötigt werden. Hier handelt es ſich um den 
normalen Haushaltungsbedarf einſchließlich der 


unentbehrlichen Erſatz⸗(Reſerve⸗) Stücke. 
haltungsbedarfe gehören nicht nur die im täglichen 
Gebrauche ſtehenden, ſondern auch die zur Auf: 
bewahrung der üblichen Haushaltungsvorräte be- 
nötigten Gebinde. Das Einlagern fremder Fäſſer 
uſw. lediglich zum Zwecke der Umgehung der Be 
kanntmachung iſt unſtatthaft. Im Zweifel haben 
die nach § 7 zzuſtändigen Landesbehörden zu 
entſcheiden, ob Fäſſer in den Haushaltungen He 
nötigt werden. 

Die unter a—e erwähnten Fäſſer uſw. 
jedoch im Ruhmen der § S 2 und 5 der 
nahme von dem Zeitpunkte ab, in dem die 
nahme begründende Vorausſetzung wegfällt. 


Zum Haus⸗ 


unterliegen 
Beſchlag⸗ 
die Aus⸗ 


Wenn daher z. B. Fäſſer uſw. aus dem Ge⸗ 
wahrſam der Faßkabrikanten, Böttcher, Küſer, Schü 


ler ausſcheiden, jo verfallen ſie im Rahmen der 8 
und 5 der Beſchlagnahme. Es können hiernach Faß⸗ 
fabrikanten, Böttcher, Küfer, Schäffler ſolche — 
unbefchadet des 8 5 — ohne Genehmigung des 
Reichskommiſſars weder veräußern noch verleihen. 
Anordnung des Reichskommiſſars für 
Faßbewirtſchaftung gemäß § 8: 


a) Fäſſer uſw., welche eingemauert, mit den Betriebs- 
räumen feſt verbunden oder in die Erde ein 


ſchon nach 
überhaupt aus⸗ 


ſoweit ſie nicht ohnehin 
Bekanatmachung 


gelaſſen ſind, 
§ 6 von der 
genommen ſind; 

b) Fäſſer uſw., welche zu öffentlichen Zwecken, z. B. 
zum Beſprengen der Straßen, zu Feuerpolizei oder 
Feuerlöſchzwecken verwendet werden; 

c) Fäſſer uſw., welche für die allgemeine 
ſchaftung ohne Bedeutung ſind, wie Haushahunaz- 


Bewirt⸗ 


geräte, Tragbütten, kleine Schöpfgefäße, im Ge 
brauche befindliche Jauche⸗, Pfuhl⸗, Latrine n, 


ſowie die 
nicht ohnehin, 


Tonnen 
ſatzſtücke, 


Abtritt⸗Fäſſer, 
notwendigen Erf 


und Kübel, 
ſoweit ſie 


in den Haushaltungen benöligt find; 

d) Fäſſer uſw., welche zur Aufbewahrung, Zu— 
bereitung und Verſendung giftiger Stoffe oedient 
haben. Welche Stoffe als giftige im Sinne dieſer 
Vorſchrift zu erachten find, beſtimmt der Reichs— 
kommiſſar für Faßbewirtſchaftung. a 

II. Anmeldung. 
i Zu 8 § 1 und 6. 

Wer innerhalb des Deutſchen Reiches von der Be— 

kanntmachung betroffene Fäſſer, Kübel, Bottiche oder ähn— 
in Beſitz oder Gewahrſam hat, iſt ver- 


pflichtet, dieſelben anzumelden. 

Zur Anmeldung ſind nicht nur natürliche Per 
ſonen, ſondern auch andere ſelbſtändige Rechtsperſönlich⸗ 
keiten (Handelsgeſellſchaſten, Genoſſenſchaften, rechtsfähige 
Verbände, Geſellſchaften und Vereine) verpflichtet; nicht 
dagegen Konzerne, Verbände oder Intereſſengemeinſcha ten 


Firmen oder Ver⸗ 
5 ihre Betriebe ſind letztere allein 
ohne Rückſicht darauf, ob die Konzerne, 


Verbände oder Intereſſengemeinſchaften durch Aktie abeſitz, 
Geſchäftsanteile oder in anderer Art an ihnen beteiligt 
ſind oder nicht. Konzerne, Verbände oder Intereſſen⸗ 


Bundesſtaat: 
Provinz: 


Verwaltungsbezirk: 


(Kreis, Landratsamt, Bezirksamt, Oberamt, Amtshaupt⸗ 
mannſchaft, Kreisamt, Kreisdirektion, Magiſtrat uſw.) 


Gemeinde: 


Ortſchaft: 


(Dorf, Weiler, Einöde uſw. 


der am 


Straße und Hausnummer: 


Nähere Bezeichnung der Lagerſtellen: 


—  . im 
(Uuzutreffendes zu durchſtreichen) 


Wohnort (Sitz der Firma ß 


Antneldung 


— —— 


Gemeinde: 


rr!!! ER Sn 3 
(Dorf, Weiler, Einöde ufw.) 


Fäſſer für: 


4 — befindlichen Fäſſer. 


Wein, Obſt⸗ und | Spirituoſen und 
Beerenwein 


1. 3 


Anzumeldende und nach §S 2 der | 
Bekanntmachung beſchlagnahmte 
Fäſſer. Stückzahl: 


2. | 
Von dieſen ſind nach § 5 der Be⸗ 
kanntmachung ausgenommen. 


a) Im Eigentum oder Bewahrjam | 
von Kriegsſtellen oder Kriegs⸗ 
geſellſchaften befindlich ( 5 
Abſ. 1a und b). Stückzahl: 


b) Betriebseinrichtung (S 5 Ab⸗ 
ſatz lo) Stückzahl: 


c) Denkmalswert (S 5 Abſ. I d). 
Stückzahl: 


d) Eiſerne Fäſſer uſw. (S 5 Ab» 
ſatz le) Stückzahl: 


Nicht ausfüllen a || 


3. 
Anzumeldende aber nach § 2 der 
Bekanntmachung nicht beſchlag⸗ 
nahmte Fäſſer. Stückzahl: 


(Wohnort 


| bis 
300 Liter 


300 Liter 300 


über 
300 Liter 


| 
Fleiſch | Därme | 


Dr * — & Eee 
— ———— 


| 


Syrup | 


Speijeäl | 


Dele 


Teer 


Carbo- 
lineum 


ſch warzer 


Lack 


tonnen Fiſchfäſſer 


Bier⸗ 


Verſand⸗ 


fäſſer 


— . — 


Mar⸗ 
garine- 


fäſſer 


meladen⸗ fäſſer u. | 
kübel | Kübel | 


| garine- | meladen- 


September 1917. 


Andere hier nicht bejonders || 
genannte Fäſſer mit Angabe GBeſamt⸗ 
des letzten Verwendungs⸗ 


zweckes 


Erläuterungen für die Ausfüllung. 


It bei größeren Betrieben die genaue Angabe der Zahl und 
des Rauminhalts nicht möglich, ſo iſt die ungefähre Anzahl der Ge⸗ 
binde anzugeben, wie ſie buchmäßig in die Keller, Schuppen uſw. 
eingelagert ſind. 

Der Rauminhalt iſt in dieſen Fällen nach den üblichen Be⸗ 
meſſungen mit entſprechendem Spielraum anzugeben. 


Nicht ausfüllen! 


Verwaltungsbezirk: 


Eingetragen durch | 
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gemeinſchaften ge 
zelne, alle ihre 
dieſer Bekanntmae 
Intereſſengemeinſch N ( 
anzumelden, die ſie unter 
oder Gewahrſam haben. 


Aach 4 
beſchlagn 
ſchon gebr 


| 
2. Nur im Gebiete des Deu g ö ji Nicht 
„ 2, Nur im Szebiet 5 arten unterliegen der hlagnahme nicht. 
liche Fäſſer ulm. ind anzumelden. . 4 8 u mit den nf 
ch im Ausl3 unde oder in beſetzten Geb 5 ſt mit dem Zeitpunkte bei 


kommen hier na 


Wert li 8 nk 12 * * 75 
Inkrafttret ekann machung vom 28. Juni 1917, 


) dli uſw un 3 ; 8 
befindliche b . d. i. am 30. Juni 1917 erfolgt. Eine weitere 
2 3. unter ER nahmeanordnung iſt daher nicht geboten. Die 

lichen Gebinden zu verſtehen iſt, { 3 


8 8 „ en a ohne weit 
gemeinen Sprachgebrauch Demgemäß gehören 8 
z. B. Zuber; Schaffe, Eimer und andere mehr, ı 
eiſerne Flaſe chen und Zylinder. Auf die S 
welchen die Fäſſer uſw. hergeſtellt ſind kommt 
) Fäß e geſte! 2 it 
an. Demnach ſind auch Fäſſer aus Eſſen, 


nahme ergreift aber 


N 5 43 a „ eſezten Gebieten be 
Papier uſw. anzumelden. Es macht keinen Un ; tan ; 
N N Are 55 1 iaanah! ch 
ob die Fäſſer uſw. neu oder gebraucht, gefüllt oder 8 “ran 

* S J N N 
leert ſind. . 

Anzumelden find auch nach § 5 
ſchlagnahme auͤsgenommenen - 

4 Ay Si 1 ta 2 jr Ie 11 , 

72 4.— Im inne dieſer crit 1 ungegebene, Im 
tatſächliche Verfügungsgewalt, unter Gewahrſa Zweifel iſt m 
1ab ür e z ehen Wer 57 von 2 — 
habung für andere zu verſtehen. Wer letztere nicht ermittelt * bend 
von ſeinem Betriebs de Wohnſit tze 5 a ww 
ihm oder ſeinen Beauftragten zugä er. 
Zweigniederlaſſungen ihm 
in bat, muß 5 demnach d irfen, 
W {in 1 in 


enomn 
ſich, daß 


auf S 


Bezugnah 


Um Die 
IE D2ivahı pfleg zu Dei) 
nicht nur zulä ndern vorgeſchri 

) iſſer ulm. im 


igen, 


> 


Fäſſer uſw 5 
r ichtet, dieſelbe 11 


Dem 


u bezw. ver n zu 
Behandlung und 


nachträglich anzumelden, 
wahrſam erlangt. 

6. Die Abmeldung hat bei der Landeszent 
oder der von dieſer beſtimmten 
der Transport erit n dem Stich 
nachträgliche Anmeldung ſofort nach der 
ſchehen. 

7. Bei der eg it das nachſteh 


erfolgen kann. 
Betriebs- oder { 
Orte geeignete Räume zur 
ſo iſt er verpf 
auf ſeine Koſten 
zu laſſen. 


5 


x ſehörde 


tar 


11 


id abgedruckte 


Formblatt zu verwenden. Die benötigten For 2. Mechtsgeſchüftliche Verfügungen mer beſchlag 
werden den Landeszentre albe hörden von ) ee TED ENG, Diele nen ALLER 
zur füt el Ein etwaiger Va ee punkte des Inkrafttretens der Be⸗ 
von der Reichsfaßſtelle unmittelbar bezog kanntmachung noch nicht abgewicke ien, auf beschlagnahmte 

— Formblact iſt unter Beachtung de: auf dem ſer uſw. be züglichen, ſondern auch € alle nach dem In⸗ 
ſe ben befi chen Erläuterungen krafttreten der g eee hung abgeſchloſſenen Rechts⸗ 
Datum N pit des Mel zu verſehen, zeſchäfte. Ob die neu oder gebraucht, gefüllt oder 


Unterſchied, ſoweit ſich nicht aus 
jefanntmachung und der 


ergedt. 


er ſind, macht kei 


0 
leer ( 
SA Abi. 3 der % 


lbehörde 


und bei 
beſtimmten Behörde bis ſpäteſtens 


20. Septembe 


Der „ EN in Ss 
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werden erſucht 
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ſtimmien zuſtändigen Behör 


Anmeldungen zu ſammeln 


nahmten Fäſſer uſw. 


Rahmen 


den X ngsberechtigten 
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nicht erſchöpfend aufgezählt ſind. Hierher gehört einrichtung gehören nicht nur die im Betriebe zum 
z. B. auch die Bewegung der Fäſſer innerhalb eines Zwecke der B ing, Verwahrung und Lage— 
und desſelben, wenn auch über mehrere Orte iich rung der 1 Erzeugniſſe, Vorräte und Be— 
erſtreckenden Betriebes, ferner die Verſendung der triebs mittel nötigten Gebinde, sondern auch die 
Fäſſer zur Einholung von Rohmaterial und Waren für Durchſchnittsverhältniſſe bemeſſenen Erſatzſtücke. 
zur Verarbeitung, zur Auffüllung der Läger und Die Knappheit der Faßvorräte und der zu ihrer 
Beſtände, zur Ausführung von Warenbeſtellungen Herſtellung erforderlichen Stoffe läßt es jedoch als 
zur Beſch haffung von Betriebsmitteln. Im Zweifels⸗ zwingende Pflicht erſcheinen, jeder Spekulation und 
falle entſcheidet darüber, was unter Gebrauch in: Anhäufung nicht benötigter Faß vorräte entgegen⸗ 
Rahmen einer ordnungsgemäßen Wirtſchaft zu ver⸗ zutreten. Eine Eindeckung mit Faßvorräten auf 
ſtehen iſt, die nach $ 7 der Bekanntmachung zu⸗ Jahre hinaus und für einen die für den einzelnen 
ſtändige Behörde. Betrieb maßgebende Durchſchnittsgrenze über⸗ 
b) In manchen Induſtrie- und Handelszweigen iſt es ſchreitenden Bedarf würde dem Verkehr zu viel 
üblich, daß die Fäſſer uſw. mit der Ware verkauft Faſtage entziehen, die Lebensmittel verſore zung ge— 
und verſendet werden. Dies iſt insbeſondere der fährden und eine geordnete Faßbewirtſch haftung er 
Fall, wenn die Gebinde bei einmaligem Gebrauch ſchweren oder unmöglich machen. Sie kann daher 
und bei einmaliger Verſendung unbrauchbar wer nicht geduldet werden. Wenn z. B. ein Wein 
den. Die Erfaſſung und Feſtſtellung aller dieſer bauer ſeither ſchon zu ſeinem Eigenwachstum von 
Fälle iſt nicht möglich. Als Gebrauch im Rahmen anderen Trauben oder Traubenmoſt zugekauft hat. 
einer ordnungsgemäßen Wirtſchaft iſt daher auch ſo iſt bei der Auslegung des Wortes „Betriebs 
die Lieferung bezw. Verſendung der Ware mit einrichtung“ dieſer Umſtand zu berückſichtigen. Im 
Gebinde ohne Verpflichtung der Zurücklieſerung des Weinbau iſt ferner nicht der durch die letzte Wein⸗ 
letzteren anzuſehen. Es ſteht jedoch nichts im ernte bedingte Lagerbeſtand, ſondern der für einen 
Wege, daß in den a geeigneten Fällen auf Durchſchnittsherbſt benötigte Beſtand einſchließlich 
Zurücklieferung beſtanden wird. der erforderlichen Erſatzſtücke zu berückſichtigen. In 
c) Bei der A na des Wortes „Verfügungs⸗ ähnlicher 55 5 105 an ene, Au 2 
berechtigter“ iſt 2, 1 ſinngemäß anzuwenden. Der nien 80 8 85 hin Bereitung 9 50 2 aus Obſt 
Reichskommiſſar für Faßbewirtſchaftung kann Aus- 5 u VV Wlitſcha ter 
nahmen zulaſſen, wenn dies im öffentlichen Intereſſe „ i ee, daß die zur Zu 
gelegen iſt. bereitung, V rwahrung und Erhaltung der für dic 
et Gäſte durchſchnittlich benötigten Legens⸗ und Ge 
V. Beſchlagnahmefreiheit. nußmittel ſowie der für den Betrieb ſonſt be 
Zu 8 5. nötigten Stoffe erforderlichen Fäſſer ww. ſicher ae 

an 85 * e r 1 ad e ſtellt find. 4 — 

7 roh § 5 der Bekanntmachung ſind ene Füſſer use Die ſogenannten Verſandfäſſer gehören dann 1 
aufgeführt, die an ſich im Rahmen des 5 2 de r Beſchlag Betriebseinrichtung, wenn der Verſand mit Kat 
nahme unterliegen würden, jedoch mit Rückſicht auf be⸗ üblich iſt oder ſeither ſchon erfolgte oder irch 
ſondere Verhält niſſe von der Beſchlagnahme ausge⸗ beſondere Verhältniſſe geboten iſt. Die Zahl der 
nommen ſind b hiernach von der Beſchlagnahme ausgenommenen 

1.0 Veſch hlagnahmefrei ſind nach S 5 Abſ. la Verſandfäſſer muß jedoch mit dem durchſchnittlichen 
uſw., die im Eigentum oder Gewahrſam von Kriegsſtellen Betriebe in Einklang ſtehen. Für die Beſtimmung, 
oder Kriegsgeſellſckh die der Aufſicht des Reice ob ein Faß als Verſandfaß anzuſehen if, ſind 
des Innern, des ernährungsamts, der Kriegs⸗ die in den verſchiedenen Gebieten des Deutſchen 
miniſterien, des Reichsmarineamts oder einer Landes⸗ Reiches verſchiedenen Gewohnheiten und Anfd 
regierung unterſtehen, ſich am Tage des Inkrafttrete ungen zu beachten. Werden ſoſche Verſandfäſſer 
Bekanntmachung (30. Juni 1917) befunden haben mitverkauft, ſo iſt der Rückverkauf an den Ver 
nach wurden und werden Fäſſer ui ſender zulüſſig. 

Inkrafttreten der Bekanntmachung in b) Auf die Genoſſenſchaften, Verbände oder ähnliche 


den Gewahrſam der genannten Kriegsſtellen oder Kriegs 
geſellſchaften übergegangen ſind oder übergehen, der 
Beſchlagnahme erfaßt, ſofern nicht die Lieferung auf Grund 


von 


bereits vor dem Inkrafttreten der Bekanntmachung 
ſchloſſener Verträge erfolgt iſt bezw. erfolgt. (S 5 Abi. 1b.) 
2. Von der ene ind nach §S 5 Abſ. le 
ausgenommen Fäſſer uſw., die in gewerblichen oder land⸗ 
wirtſchaftlichen Behr eben (auch in Gärtnereien) als Be 


triebseinrichtung benötigt werden, gleichviel ob es ſich um 
Eigenbetriebe, Genoſſenſchaften, Geſellſchaften, Verbände 
oder ähnliche Vereinigungen handelt. 

a) Was als Beteiebseinrichtun ig“ zu erachten iſt 


läßt ſich bei der Verſchiedenartigkeit der 
hältniſſe nicht in einer alle Fälle belreffe 
Formel beſtimmen. Im Zweifel haben hierüber 
gemäß § 7 die zuständigen Landesbehörden zu 
ntſcheiden. C it beabſi ichtigt den in Rede 


Not kon 
Betrieben 
etriebes zu 


ſtehenden 
malen B 


die iterführ kung 


ermöglichen. Zur Betriebs 


ten Der 
ben Hier 
v., die erſt nach dem 
das Eigentum der 
| 
| 


Vereinigungen finden die Ausführungen unter 2, 1 
ſinngemäße Anwendung. 


3. Von der Beſchlagnahme ausgenommen ſind nach 
§ 5 Abſ. 10 Fäſſer uſw., die einen geſchichtlichen oder 
Kunſtwert (Denkmalswert) haben. Hiechet gehören auch 
Fäſſer, die ohne einen ausgeſprochenen geſchichtlichen oder 
Kunſtwert zu beſitzen, z. B. wegen ihrer außer Uebung 
gekommenen Bauart, wegen der versendeten Stoffe, wegen 
der Perſon des Herſtellers oder Eigentümers oder als 

| Beſtandteil beſonders bemerkenswerter Einrichtungen ode 
Sammlungen erhaltenswert erſcheinen. Im Zweiſel haben 
die Landesbehörden gemäß 8 7, ſoweit geboten lach Ein 
vernahme der etwa vorhandenen Denkmalsbehörden, darüber 
zu entſcheiden, ob den Fäſſern uſw. geſchichtlicher oder 
Kunſtwert (Denkmalswert) zukommt. 

4. Nur eiſerne Fäſſer uſw. jmd nach § 5 Abf. le 
von der Beſchlagnahme ausgenommen. Aus anderen 
Stoffen hergeſtellte Faſſer uſw. unterliegen der Beſchlag 
nahme. 
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VI. Bewilligung von Ausnahmen. 

Zu 88. 

Nach 8 8 der Bekanntmachung kann 
kommiſſar für Faßbewirtſchaſtung allgemeine 
Ausnahmen zulaſſen. 

Von dieſer Befugnis kann nach dem 
demnächſt in Kraft tretenden Bewirtſchaftung 
durch die Kriegswirtſchafts⸗Altiengeſellſchaft 
abteilung der Reich hsbekleidungsſtelle nur in 
Fällen Gebrauch gemacht werden. Anträge 
eingehend zu begründen und zu belegen. In 
welche die Freigabe von Fäſſern uſw. betreffen, 
Zahl und die Art der freizugebenden Fäſſer 
liefernden Firmen anzugeben, der ſofortige dringende, 
Ausnahme begründende Bedarf glaubhaft nachzuweiſen 
zu belegen. 

Die Beſchlagnahme der 
durch die im einzelnen Falle 
gehoben. 

Berlin, 1. Auguſt 1917. 

Der Reichskommiſſar für 


4 


Rat 


der Reichs 
oder beſondere 


Beginn der 
der Fäſſer 
Geſchäfts 
beſonderen 
ind daher 
Geſuchen, 
find die 

und die 

eine 
und 


wird 
au! 


uſw. als 
Freigabe 


ſolche 


nicht 


Fäſſer 
eviolate 


Faßbewirtſchaftung. 
Geheimer Dr. Beutler 


Bekanntmachung zum Schutze der Mieter. 
Vom 26. Juli 1917. 
Bundesrat hat auf Grund des § 3 
3 über die Ermächtigung des Bundesrats zu wirt⸗ 
ftlichen Maßnahmen uſw. vom 4. Auguſt 1914 
S-Gefeghl. S. 327) folgende Verordnung erlaſſen: 

§ 1. 
Iſt im Bezirk einer Gemeindebehörde ein Einigungs⸗ 
am errichtet (5 der Verordnung, betreffend Einigungs⸗ 
ämter, vom 15. zember 1914, Reichs⸗Geſe zun S. 511), 
ſo kann die Landeszentralbehörde das Einigungsamt er⸗ 
mächtigen, 


1. auf 


Der des 


cha 


(Reich 


i 
De 


über die Wirkſamkeit 
erfolgten Kündigung 
bung des gekündigten 
ſowie iiber eine Er⸗ 
der Fortſetzung zu 


1917 
Fortſe 
Dauer 
Falle 


Anrufen eines Mi 
einer nach dem 1. Juni 
des Vermieters, über die 
Mietpgerhältniſſes und ihre 
böhung des Mietzinſes im 
beſtimmen, 

2. auf Anrufen 
neuen Mieter 
füllung von 
troffen wird, 
Die} Erteflung 
meindebehörde 


mit einem 
deſſen Er⸗ 
Nr. 1 be⸗ 
aufzuheben. 

von Ge— 
bekanntzumachen. 


eines Vermieters einen 

abgeſchſoſſenen Mietoertrag, 
einer Entſcheidung gemäß 

mit rückwirkender Kraft 
der Ermächtigung iſt 
in ortsüblicher Weiſe 

§ 2. 

Antrag des Mieters (8 1 Abſ. 1 Nr. 1) it 
unverzüglich, nachdem die Kündigung ihm zugegangen iſt, 
oder wenn die Ermächtigung nach § 1 ſpäter erteilt iſt, 
unverzüglich nach der Bekanntgabe der Erteilung (8 1 
Abſ. 2) zu ſtellen. Der Antrag kann nicht mehr geſtellt 
werden, wenn die Mietzeit abgelaufen iſt oder die Par⸗ 


der 


Der 


teien die Fortſetzung des Mietverhäftnilfes vereinbart haben. 
83. 

Das Etting entſcheidet nach billigem Er⸗ 

meſſen. Vor der Entſcheidung kann es eine einſtweilige 


Anordnung erlaſſen. Seine Entſcheidungen find unanfechtbar. 


Wird die Fortſetzung des Mietverhältniifes ange- 
ordnet, ſo gelten die Beſtimmungen des Einigungsamts 


als vereinbarte Beſtimmungen des Mietvertrags. 
§ 4. 
Das Einigungsamt entſcheidet in der Beſetzung von 
einem Vorſitzenden und mindeſtens zwei Beiſitzern. Der 


Vorſitzende muß zum Richteramt oder höheren Verwaltungs⸗ 


dienſte befähigt ſein; die Beiſitzer müſſen zur Hälfte dem 
Kreiſe der Hausbeſitzer, zur Hälfte dem der Mieter ange⸗ 
göven. Das Nähere über die Beſetz beſtimmt die 
Landeszentralbehörde. 

§ 5. 


Die Anwendung dieſer Verordnung kann durch Ver⸗ 
einbarung der Parteien nicht ausgeſchloſſen oder beſchränkt 
werden. 


8 6. 
Die Landeszentralbehörden können die Gemeinden 
zur Errichtung von Einigungsämtern m thalten, die den 


Vorſchriften des § 5 entſprechen. 
§ 7. 


Die Landeszentralbehörden können, ſoweit Einigungs⸗ 
ämter nicht errichtet ſind, die im § 1 vorgeſehenen Be⸗ 
fugniſſe einer anderen Stelle übertragen, wenn die Zu⸗ 
ſammenſetzung dieſer Stelle den Vorſchrift en des S4 entſpricht. 

88 

Auf das Verfahren vor dem Einigungsamte 

(8 8.4, 6, 7) finden die Vorſchriften der Verordnung, 


betreffend Einigungsämter, vom 15. Dezember 1914 

(Reichs⸗Geſetzbl. S. 511) keine Anwendung. Das Ber- 

ſahren iſt gebührenfrei; das Einigungsamt beſtimmt, wer 

die baren Auslagen des Verfahrens zu tragen bat. Im 

übrigen wird das Verfahren durch den Reichskanzler geregelt 
§ 9. 

Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Ber- 
kündung in Kraft. Der Reichskanzler beſtimmt den Zeit⸗ 
punkt des Außerkrafttretens. 

Berlin, den 26. Juli 1917. 


Der Stellvertreter des Reichskanzlers. 
Dr. Helfferich. 
Anordnung für das Verfahren vor den 
Einigungsämtern. 


Vom 26. Juli 1917. 
Wif Grund des § 8 der Verordnung zum Schutze 
der Mieter vom 26. Juli 1917 (Reichs⸗Geſetbl. S. 659) 
wird über das Verfahren vor den Einigungsämtern fol⸗ 


zendes beſtimmt: 
§ 1. 


Die Einigungsämter ſind berufen, in den im 8 1 


der Verordnung zum Schutze der Mieter bezeichneten Fäl⸗ 
len endgültig zu entſcheiden. 

Die Mitglieder des Einigungsamts ſind vor ihrem 
Amtseintritte durch Handſchlag an Eides Statt zu treuer 
und gewiſſenhafter Führung ihres Amtes zu verpflichten. 
Sie ſind zur Amtsverſchwiegenheit verpflichtet. 

§ 2. 
Der Antrag auf Entſcheidung iſt an das Eini⸗ 


gungsamt zu richten, in deſſen Bezirke ſich die Mietſache 


befindet. 


Der Antrag iſt ſchriftlich oder zu Protokoll des 
Schriftführers des Einigungsamts zu ſtellen. Er ſoll unter 
Och 2 gun ö 3 en 
Darlegung der Sachlage und Angabe der Beweismittel 


kurz begründet werden; der Antragſteller ſoll die ihm 
gänglichen Beweisurdunden, 


zu⸗ 
insbeſondere Vertragsurkunden 


und Briefe beifügen. 
S 3 
Sa. 
Das Einigungsamt verhandelt und entſcheidet in 
nichtöffentlicher Sitzung. 
§ 4. 


iſt der Gegner des Agtrag⸗ 


Vor der Entſcheidung 
ſtellers zi 


u hören. 
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aus weſtpreußiſche Handwerk 


Der mündliche 
kann das 
er kann 


der Ent⸗ 


Vorſitzende kann anordnen, daß eine 
rhandlung mit den Parteien ſtattfindet. Er 
perſönliche Erſcheinen der Parteien anordnen; 
andere Perſonen, die ein rechtliches Intereſſe an 

ſcheidung haben, zu der Verhandlung zulaſſen. 

Die Parteien ſind von Ort und 
benachrichtigen. Wird mündliche 
ſo ſind ſie zu dieſer zu laden. 
Die Ladung erfolgt durch einen eingeſchriebenen 
Der Vorſitzende kann eine andere Art der Ladung 
anordnen. 


Ni, 
Die 


Sitzung 
ange⸗ 


Zeit der 
zu Verhandlung 


ordnet, 
Brief. 


Parteien können ſich in der mündlichen Ver⸗ 
handlung, ſoweit nicht das perſönliche Erſcheinen ange⸗ 
ordnet iſt, durch eine mit ſchriftlicher Vollmacht verſehene 
Perſon vertreten laſſen: ſind ſie oder ihre Vertreter trotz 
rechtzeitiger Ladung nicht erſchienen, ſo wird gleichwohl 
in der Sache verhandelt und entſchieden. 
§ 6. 
Das Einigungsamt kann den Beteiligten aufgeben, 
einer beſtimmten Friſt Tatſachen zur weiteren Auf⸗ 
klärung des Sachverhalts anzugeben und Beweismittel, 
insbeſondere Urkunden vorzulegen oder Zeugen zu ſtellen. 

Bei Verſäumung der Friſt kann das Einigungsamt 
nach Lage der Sache ohne Berückſichtigung der nicht bei⸗ 
gebrachten Beweismittel end den 

8 9. 

Einigungsamt kann auf Antrag oder von 
Amtswegen Beweiſe erheben, insbeſondere Zeugen und 
Sachverſtändiae eidlich vernehmen ſowie Verſicherungen an 
Eides Statt entgegennehmen 

Auf die Erledigung des Zeugen⸗ und Sachverſtän⸗ 
digenbeweiſes finden die Vorſck hriften der Zivilprozeßord⸗ 
nung entſprechende Anwendung. Die Zeugen und Sach⸗ 
verſtändigen erhalten Gebühren nach Maßgabe der Ge⸗ 
hührenordnung für Zeugen und Sachverſtändige (Reichs⸗ 
Geſetzbl. 1898 S. 689; 1914 S. 214). 

Die Gerichts- und Verwaltungsbehörden 
nerhalb ihrer Zuſtändigkeit den Erſuchen 


7 


binnen 


Mao 
Das 


haben in⸗ 
Einigungs⸗ 


Auf 


der 
ämter um Aufnahme von Beweiſen zu entiprechen. 


die von Gerichten zu leiſtende Rechtshilfe finden die Vor⸗ 


des dreizehnten Titels des Gerichtsverfaſſungs⸗ 


entſprechende Anwendung. 


ſchriften 


ge ſetzes 


Schneider⸗Genoſſenſchaft e G. m. 


Bilanz am 31. 


| 
Aktiva. 4 0 
Haſſenbeſtan ee nein 930138 Ä 
Effe ten 3 2 \ 
Laufende Rechnung mit Kunden 


| 
24155] 6336 93 


— [ 6336093 


— — 


D 
weilige 


as Einigungsamt kann vor 
Anordnungen erlaſſen. 
89. 


der Entſcheidung einit- 


Die Befugniſſe aus den §S 86, 7 
gungen dem Vorſitzenden zu. 
§ 10. 

Zu den Verhandlungen wird ein Schriftführer zu⸗ 
gezogen, der vom Vorſitzenden durch Handſchlag an Eides 
Statt zu treuer und gewiſſenhafter Führung ſeines Amtes 
verpflichtet wird. 

Ueber die Verhandlungen wird eine Niederſchrift 
angenommen, die von dem Vorſitzenden und dem Schrift⸗ 
führer zu unterzeichnen iſt. Sie ſoll Ort und Tag der 
Verhandlung, die Bezeichnung der mitwirkenden Perſonen 
und der Beteiligten ſowie das Ergebnis der Verhandlung 
enthalten. Sie ſoll den anweſenden Beteiligten vorgeleſen 
oder zur Durchſicht vorgelegt und von ihnen unterſchrieben 
werden 


ſtehen außer 


B 
1 — 
halb der Si 


4. 
& Einigungsamtes erfolgt durch 
Beſchluß. Der Beſchluß enthält die Namen der Mitglie⸗ 
der, die bei der Entſcheidung mitgewirkt haben, und iſt 
von dem Vorſitzenden zu unterſchreiben. 
§ 12. 

Die Beſchlüſſe 11) und die Anordnungen auf 
Grund des § 8 ſind von dem Schriftführer auszufertigen; 
er beſcheinigt die Uebereinſtimmung mit der Urſchrift. 

Die Beſchlüſſe ſind den Beteiligten, ſoweit ſie nicht 
in deren Gegenwart verkündet ſind, in der im 8 5 Abf. 2 
vorgeſchriebenen Weiſe mitzuteilen. 

81. 

Für das Verfahren werden Gebühren nicht erhoben 
Einigungsamt beſtimmt, wer die baren Aus⸗ 
hat und ſetzt die Höhe 


Die Entſcheidung des 
en 


(8 


Daus 
lagen des Verfahrens zu tragen 
der Auslagen feſt. Die Entſcheidung hierüber it voll⸗ 
ſtreckbar. Die Vollſtreckung richtet ſich nach den Vor⸗ 
ſchriften über die Beitreibung von Gemeindeabgaben. 

Die Parteien haben keinen Anſpruch auf Erſtattung 
Auslagen. 
Berlin 


ihrer 
den 26. Juli 1917. 
Der Reichskanzler. 


J. V.: Lis co. 


b. H., Neuenburg Wpr. 


Dezember 1916. 


Paſſiva. 
Geſchäftsguthaben der Mitglieder 
Bankverkehr ? 

Laufende Rechnung mit Li 
Reingewinn 2 


197 39 
4749 82] 5622121 


71472 


eferanten 


Berluft: und Gewinn⸗Rechnung 1916. 


„Geibäftstaften, 
Verwaltungskoſten 
Reingewinn 


Ib N} 
60792 

714072 
Mk. 132204 64 
1917 
19. 


SUR. am 1. ae Ä 
Neuenburg, den Auguſt 1917. 


Albrecht. 


Henoch. 


Beihäftserträgnifie. 
Waren⸗Gewinn 
Zinſen r 
Mk. 


an erbewegung. 


9 Mitglieder mit 2700,00 Mark Geſamthaftſumme. 


Karasiewiez. 


Auftrage der r Handwerks ammer: Schrif tleitung: 


Der 


Vorſitzende der Kammer Emil Hache, Graudenz. 


k und Expedition: Königl. Weſtpr. Hofhuchdruckerei Fritz Kanker, Marienwerder, Marienburger Straße 41. 


